Liebe Mitbürger, liebe Politiker,  in Österreich!
Seit mehreren Jahren habe ich das Thema „ Macht, Ohnmacht, Vollmacht in der Politik“, ein Referat der stellvertretenden Vorsitzenden der SPD, MdB, Prof. Dr. Herta Däubler-Gmelin, bewusst in meine Homepage Europa eingesetzt. 
Mit diesem Thema wird ein Problem behandelt, welches in nahezu völlig gleicher Form auch seit Jahren in Österreich besteht.
Es sollte uns Bürgern, aber gerade unseren Politikern in Österreich der Anstoß sein darüber nachzudenken  und daraus die notwendigen Lehren zu ziehen und umzusetzen.

Dazu, und nur dazu, um ein so dringendes Verlangen auch in Österreich zu erwirken, dazu der nachstehende Bericht!

Otto Pirzl MAS, Graz, 1. April 2008

Ein anspruchsvolles Programm, gewiss. Aber nur so kann politischer Ohnmacht auf Dauer in unserer Zeit wirksam begegnet werden.

Mehr und breiteres Engagement, mehr aktives bürgerschaftliches Denken und eine Verzahnung von Politik und Verantwortung begreifenden und ergreifenden Staatsbürgern sind hier gefragt. 

Wie lauteten die Worte von Gräfin Dönhoff über Macht, Werte und Gemeinschaft, aus denen ich eingangs zitiert habe? 

"Macht muss sein, gerade auch in einer Demokratie", so hat sie geschrieben. " Macht ist erforderlich um zu gestalten, aber Macht ist nur erträglich, wenn sie durch ethische Grundsätze im Zaum gehalten, kontrolliert und kompensiert wird. Ohne einen ethischen Minimalkonsens kann eine Gesellschaft überhaupt nicht überleben. Sie zerbröselt, sie zerbricht." Dann fährt sie fort und auch hier gebe ich ihr Recht, "es muss doch möglich sein in einer Demokratie, in einer säkularisierten oder nichtsäkularisierten Welt sich auf ethische Normen zu verständigen und sie durchzusetzen."

 -----------------------------------------------------------------------------------------------------------

Macht, Ohnmacht, Vollmacht in der Politik

Vortrag bei der Jahrestagung der Internationalen Gesellschaft für Tiefenpsychologie am 2. November 1995 in Lindau/Bodensee 

Von Prof. Dr. Herta Däubler-Gmelin, MdB, stellvertretende Vorsitzende der SPD 

Verehrte Anwesende, 

herzlichen Dank, nicht nur für die Einladung, heute, zum Abschluß Ihrer Tagung zu Ihnen zu sprechen, sondern vielen Dank auch Ihnen, Herr Vorsitzender Wiedemann, für Ihre freundlichen einführenden Worte, durch die ich wieder viel schmeichelhaftes Neues über mich erfahren habe. Ich bedanke mich außerdem für Ihre Nachsicht: Mir tut es leid, daß ich heute nicht rechtzeitig hier sein konnte, weil ich gern pünktlich bin. Mich hat eine durchaus banale, nahezu alltägliche Ohnmachtserfahrung am pünktlichen Eintreffen in Lindau gehindert: ein unfallbedingter langer Stau auf der Autobahn kurz hinter Ulm. 

Es war aber für mich interessant, liebe Frau Präsidentin Kast, dass ich erst während Ihres abschließenden Tagungsberichtes hier in den Saal gekommen bin und so erfahren konnte, was Sie in den letzten Tagen diskutiert haben: Das Spannungsverhältnis zwischen Macht, Ohnmacht und Vollmacht fordert ganz offensichtlich zur Diskussion und zum Vergleich von Erkenntnissen aus ganz unterschiedlichen Lebensbereichen heraus. 

Sie haben mich gebeten, über Macht, Vollmacht und Ohnmacht in der Politik zu reden und, Herr Wiedemann, Sie haben mich ganz richtig eingeschätzt: Diese Vorgabe hat mich als lange Jahre aktive Politikerin sehr gereizt. Schon deshalb, weil ich Politik seit Jahren, trotz gelegentlicher Ohnmachtserfahrungen, mit Lust betreibe. Politik ist, wer wollte das bestreiten, seit jeher untrennbar mit Macht verbunden. Politiker brauchen Macht, wenn sie verändern wollen, ohne Macht geht das nicht. 

Macht und Ohnmacht sind Spiegelbegriffe. 

In der Politik führt Macht der einen dann zu Ohnmacht der anderen, wenn sie der Macht unterworfen sind, deren Rahmen und Grenzen aber selbst weder mitbestimmen können, noch das Recht oder die Macht haben, sich gegen ungerechte oder sie belastende Machtausübung zu wehren. Je totaler und unbegrenzter die Macht, desto größer die Ohnmacht - so lässt sich der Zusammenhang wohl benennen. Umgekehrt gilt: Je stärker die inhaltliche Bindung von Macht an von allen geteilte Werte und Grundprinzipien ist, aber auch je wirksamer Partizipation und Kontrolle durch die Machtunterworfenen selbst funktionieren, desto weniger Ohnmacht gibt es bei den Bürgerinnen und Bürgern. 

Ich weiß nicht, ob es Ihnen so geht wie mir: Jedes Mal wenn ich im englischen Fernsehen die britische Königin von ihren " loyal subjects " reden höre, zucke ich zusammen. Das englische Wort "subjects" für Untertanen weist auf den alten recht- und machtlosen Zustand der normalen Menschen auch sprachlich viel eindeutiger hin als unsere eigene Sprache das tut. Ein "subject", aber auch der Untertan, wurde nicht gefragt, wenn es um Politik oder politische Macht ging. Über beide wurde bestimmt. 

Unsere Rechts- und Verfassungsordnung heute kennt solche Unterwerfungsverhältnisse nicht mehr. 

Inhaltliche Bindung, Partizipation, Kontrolle und Begrenzung politischer Macht sind heute gängige Norm. Dennoch gibt es gerade in den letzten Jahren immer mehr Bürgerinnen und Bürger, die aus ihrer "Politikverdrossenheit" kein Hehl machen. Was immer dieses Modewort im Einzelnen zusätzlich signalisieren mag, es drückt auf jeden Fall Ohnmachtsgefühle aus und macht deutlich, dass "die Politik" im Zentrum der Kritik steht. Wie passt das zusammen? Haben die Ohnmachtsgefühle der Bürgerinnen und Bürger ihren Grund im falschen Verständnis von Demokratie? Oder sind diese politikverdrossenen, sich ohnmächtig fühlenden Bürger andere als jene, die Politiker wählen, sie in Wahlen bevollmächtigen und genau mit der Macht ausstatten, die heute Politik hat? Hält die Verfassungswirklichkeit nicht, was unsere Verfassungs- und Rechtsordnung versprechen? Oder gibt es mittlerweile neue Entwicklungen, die Partizipation und Kontrolle durch die Machtunterworfenen und Machtbindung an Recht unterlaufen und deshalb zu neuen Ohnmachtsgefühlen führen? 

Ich will in der kommenden Stunde versuchen, zur Klärung dieser Fragen beizutragen. 

Lassen Sie mich zunächst ausführen, warum ich als erste These die Behauptung aufgestellt habe, dass es nach unserer Verfassungs- und Rechtsordnung mit ihrer Bindung von politischer Macht an Grundwerte und Recht, an Partizipation und Kontrolle Ohnmacht eigentlich nicht geben dürfte. 

In der gesamten Menschheitsgeschichte drehte sich, das haben wir im Geschichtsunterricht gelernt, Politik immer um Macht. Die Kriege der Fürsten, die Aufstände der Unterdrückten und die Revolutionen von Freiheitskämpfer gingen um Macht: Aristoteles und Cicero, Hobbes und Rousseau, Marx und die modernen Reformer, kurz alle, die an den Fundamenten unseres heutigen Denkens und unserer heutigen Gesellschaftsordnung mitgebaut haben, setzten sich unter ihren jeweiligen Bedingungen mit Macht und Machtmissbrauch, mit Partizipation und Kontrolle durch die Betroffenen auseinander. Aristoteles und später dann Cicero, haben schon vor Jahrtausenden inhaltlich gebundene Macht als "tugendhaft" bezeichnet und schrankenlose Macht als Tyrannin, als Willkür, als verderbliche Macht verdammt. Tugendhafte Macht, also an ethische Grundsätze gebundene, verantwortete Macht bedeutete immer, dass bei der Machtausübung Grenzen einzuhalten waren und dass sie durch Gott oder die Götter legitimiert, später dann von der Vernunft oder von Menschenrechten und anderen allgemeingültigen Grundsätzen getragen sein musste. 

Seit mehr als 50 Jahren enthält unsere Verfassung solche Grundrechte und Grundsätze: Volkssouveränität, also der Grundsatz, dass alle Macht "vom Volke ausgeht", ist dort ebenso niedergelegt wie die Grund- und Menschenrechte mit dem obersten Wert der Menschenwürde an der Spitze, die sowohl als Individualrechte einklagbar, wie auch verbindliche Werteordnung für Staat und Gesellschaft sind. Dazu gehören zusätzliche Grundprinzipien der staatlichen Ordnung, Rechtsstaatlichkeit, Gewaltenteilung, Föderalismus, Machtbindung an politische Wahlfunktionen auf Zeit, Partizipations- und Kontrollrechte der Machtunterworfenen. 

Welch ein Fortschritt seit den Zeiten Machiavellis, der in seinem " Principe" ja keineswegs amoralisch Macht- und Willkürherrschaft rechtfertigte, sondern scharfsichtig Gewalt und Ohnmacht, Intrigen und skrupellose Fürstenwillkür im Italien seiner Zeit analysierte. Vorbild seines Fürsten war Caesare Borgia, ein skrupelloser Machtmensch, der jedes Mittel völlig schranken- und bedenkenlos einsetzte und sich an keine einzige ethische, rechtliche oder auch menschliche Bindung hielt, wenn das ihm und seiner Macht gerade nützte. Machiavelli hat das beschrieben und auch die dadurch ausgelösten Leiden und die Ohnmacht der Willkür, Verrat und Gewalt ausgesetzten Menschen keineswegs ausgelassen; er hatte sie ja selbst zur Genüge zu spüren bekommen. 

Friedrich der Große, als Voltaire-Schüler zwar aufgeklärter, aber seiner Zeit gemäß absolut regierender Alleinherrscher, hat seine Macht selbst an die Vernunft gebunden und dementsprechend Willkür und Gewalt nicht nur in seinem "Antimacchiavell", sondern auch in seiner Regierungszeit eine klare Absage erteilt. Aber wer nun meinen würde, Friedrich der Große, der sich gerne als den ersten Diener seines Staates bezeichnete, hätte seine Macht etwa demokratischer Legitimation oder auch nur rechtsstaatlichen Schranken ähnlich jenen unterworfen, die wir heute kennen, der läge völlig falsch: Die ethische Bindung seiner Macht durch ihn selbst, die bejahte er sehr wohl; Kontrolle durch Andere und Demokratie jedoch wären nicht nur Fremdworte, sondern auch ein Gräuel für ihn gewesen. Auch mit der Bindung des Königs an das für seine Untertanen gleichermaßen geltende Recht, hatte er bekanntlich so seine Schwierigkeiten: 
Jeder von uns kennt die rührende Geschichte vom Müller aus Sanssouci, den der König wegen des Mühlen-Geklappers aus seiner Nachbarschaft entfernen wollte, wogegen der Müller vor Gericht zog und gewann. Friedrich kaute schwer an dem Richterspruch und hätte, auch das ist überliefert, dieses Urteil zu gerne aufgehoben und die aus seiner Sicht aufsässigen Richter in die Wüste geschickt. Die Macht dazu hatte er. Dennoch hat er es in weiser Selbstbeschränkung nicht getan. Die bekannten Worte: "Es gibt noch Richter in Preußen!" entsprechen zwar keineswegs dem, was im friderizianischen Preußen üblich war, kennzeichnen aber dennoch den Beginn der Entwicklung rechtsstaatlicher Verhältnisse und haben ohne Zweifel zum historischen Ruhm Friedrichs des Großen beigetragen. 

Die französische Revolution hat dann bekanntlich Schluss gemacht mit der Allmacht der von Gott eingesetzten Fürsten und der Idee von Volkssouveränität und Gesellschaftsvertrag zum ersten Mal in der Geschichte zum Durchbruch verholfen: Legitimierung der Staatsmacht durch die Staatsbürger selbst, Menschenrechte und Bindung von Macht an Recht wurden durchgesetzt. Allerdings galten diese Menschenrechte und die damit verbundenen Freiheiten und Garantien keineswegs für alle: Ausgeschlossen waren, nach kurzer Anerkennung der Gleichberechtigung zu Beginn der französischen Revolution, die Frauen, auch in den neuen demokratisch-republikanisch begründeten USA; begrenzt waren die Menschenrechte im übrigen, was heute leicht übersehen wird, auch auf Weiße und die Angehörigen der neu entstandenen jeweils eigenen Nation. In Europa konnten sich die Gedanken von Volkssouveränität, Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit zunächst auch nicht lange halten. In der nachnapoleonischen Restaurationszeit brachen überall, auch in den deutschen Fürstentümern, die alten Mächte und die alten Legitimationsmuster der Fürstenmacht wieder durch; mehrere Revolutionen, der Kampf der Arbeiterbewegung und die nationale Verfassungsgebung haben bis zur Verabschiedung der Weimarer Reichsverfassung im Jahre 1919 gebraucht, um dann auch in Deutschland immer weitere Schranken gegen politische Allmacht aufzurichten, die Bindung von Macht an Recht durchzusetzen und das allgemeine und gleiche Wahlrecht für alle Bürgerinnen und Bürger einzuführen. Erst die Weimarer Reichsverfassung hat schließlich neben den Männern und der wohlhabenden Bürgerschicht auch die Frauen und die Arbeiter in den Bereich der Nutznießer von Rechtsstaatlichkeit, Eigentumsgarantie und Partizipation einbezogen. Die Bindung politischer Macht an Recht, Grund- und Menschenrechte waren - wenn auch individuell nicht vor Gericht einklagbar - ebenfalls in dieser ersten demokratisch-republikanischen Verfassung des Deutschen Reiches verankert. 

Wie wir wissen galt auch diese fortschrittliche Verfassung indes nur für wenige Jahre: Begünstigt durch politische Fehler und die immer schwieriger werdenden sozialen Verhältnisse, den Mangel an Demokraten und mutige, rechtsstaatlich und effizient handelnde Politiker, schafften es die machtbessenen Nazis zusammen mit antidemokratischen Opportunisten und Allmachtsphantasien verbreitenden Zeitgeistapologeten wie Carl Schmitt und Ernst Jünger, die republikanische Ordnung umzustoßen und die schlimmste Willkürherrschaft unserer Geschichte zu errichten. Ergebnis dieser totalen politischen Macht war der Holocaust an den europäischen Juden, die Ermordung von Millionen Menschen. Sie ließ hunderttausende politischer Gegner umbringen, foltern, ermorden und brachte im Krieg Tod und Vernichtung nicht nur über unsere Nachbarstaaten in Europa und weit darüber hinaus, sondern auch über unser eigenes Land mit Kriegsopfern ohne Zahl. Alle wurden dem totalen Machtanspruch der Nazis geopfert - welch schaurige und zugleich zynische Bestätigung jener ekstatischen Sätze Ernst Jüngers aus dem Jahre 1932, der damals in seinem "Arbeiter" geschrieben hatte: "Jede Haltung, der ein wirkliches Verhältnis zur Macht gegeben ist, lässt sich auch daran erkennen, dass sie den Menschen nicht als Ziel, sondern als Mittel begreift. 
Der Mensch", so fährt er fort“, entfaltet seine höchste Kraft, entfaltet Herrschaft überall dort, wo er im Dienst steht.... Das tiefste Glück des Menschen besteht darin, dass er geopfert wird..." 

Ob Ernst Jünger genau das meinte und wollte, was die Nazis dann verbrachen, muss er selbst be- und dann verantworten. Dass er mit solchen Sätzen jenen vermessenen Machthabern geholfen hat, liegt allerdings offen zutage. Auch heute erschreckt unverändert, mit welcher Selbstverständlichkeit Jünger die Verfügbarkeit des Menschen als Mittel aus der Feder fließt und mit welch wohlklingenden, aber zutiefst wertelos- zynischen Worten Jünger totale Ohnmacht mit dem vermeintlichen Glück der Selbstaufopferung verbrämt. Von hier aus ist es in der Tat nicht weit zu den unerhörten Verbrechen der Nazis und aller derer, die daran Teil hatten oder davon profitierten. Von dort aus ist es auch nicht weit zum verlogenen Zynismus eines Carl Schmitt und seiner Legitimierung der Vernichtung der "Feinde" der Staatsmacht; sie wurden dann ja auch zu Millionen ausgelöscht. 

Unsere Auffassung von Macht setzt sich ganz bewusst dazu in Gegensatz. Gräfin Dönhoff, die beeindruckende Journalistin und langjährige Herausgeberin der "Zeit", die sowohl die Naziherrschaft miterlebt, aber auch die Nachkriegszeit und den Aufbau unserer Demokratie an ihren Leitbildern einer verfassten, rechtsstaatlich und demokratisch gebundenen Macht eindrucksvoll gemessen hat, fasste 1994 in einem kurzen Satz zusammen, worum es geht: "Macht ist nur erträglich, wenn sie durch ethische Grundsätze im Zaum gehalten, kontrolliert und kompensiert wird", so schreibt sie. 

Unser Grundgesetz hat die Begrenzung, Kontrolle, Balance und inhaltliche Bindung von Macht an Recht schon 1949 mit Verfassungsrang und Bindungswirkung für alle Bereiche der staatlichen und gesellschaftlichen Ordnung ein für allemal festgehalten. Staatliche Allmacht und staatliche Willkür, aber auch die damit auf der Seite der Machtunterworfenen verbundene Ohnmacht und das recht- und machtlose Ausgeliefertsein der Bürgerinnen und Bürger sind damit ausgeschlossen. Macht und Recht sind keine Gegensätze mehr. 

Übrigens ist als Folge der Verankerung von Grundrechten als objektive Werteordnung in unserem Grundgesetz auch wirtschaftliche Macht in der Bundesrepublik nicht mehr unkontrolliert, bindungs- und schrankenlos. Die soziale Marktwirtschaft ist zwar nicht als verbindliches Modell im Grundgesetz verankert, wohl aber als Aufgabe für Gesetzgeber, Gerichte und Verwaltungen: Das Grundgesetz garantiert Eigentum nicht nur, sondern verpflichtet die Eigentümer zugleich zum Handeln für das Gemeinwohl, verankert sozialstaatliche Verantwortung wirtschaftlicher Macht ebenso wie Einschränkungen und Mitbestimmung. 

Von unserer Verfassungslage her ist also alles klar: Politische Macht ist immer an Recht und Gesetz gebunden, muss immer wieder neu durch Wahlen legitimiert werden, ist "vom Volke" ausgehende Vollmacht. Und in der Praxis? Entspricht die der Verfassungslage? Machen wir die Probe aufs Exempel: Wer ist der politisch mächtigste Mann in unserem Land? Der Bundeskanzler, richtig! Kann er alles, darf er alles durchsetzen, was er will und möglicherweise seinen Sympathisanten vor der Wahl versprochen hat? Reicht seine Macht, wenn schon nicht an die eines Caesare Borgia oder Friedrichs des Großen, so doch wenigstens an die des Reichspräsidenten der Weimarer Republik heran, der ja mit seinem Präsidialverordnungsrecht entscheidende politische Macht am Parlament vorbei ausüben konnte? Die Antwort ist klar: Nein, das kann der Bundeskanzler nicht! Gerade an seiner großen Machtfülle lässt sich zugleich ablesen, wie sehr politische Macht auch in der Verfassungswirklichkeit der Bundesrepublik zerteilt, kontrolliert und gebunden ist:
Der Bundeskanzler ist auf Zeit gewählt, seine Macht auf vier Jahre begrenzt und an das Amt gebunden. Übrigens gilt das für alle politischen Führungsämter in Staat, für die demokratischen Parteien und demokratisch strukturierten Verbänden. Ich selbst habe zur Vorbereitung auf diesen Vortrag zusammengezählt, wie häufig ich als Kandidatin für ein politisches Amt zur Wahl gestanden habe: Es waren in den mehr als zwei Jahrzehnten, in denen ich jetzt hauptamtlich Politik betreibe, mehr als 50 Mal! 

Macht durch Funktionen oder Ämter nur auf Zeit - dieser Grundsatz ist in der deutschen Politik selbstverständlich. Er ist allen Politikerinnen und Politikern Fleisch und Blut übergegangen. 

Auch während seiner Amtszeit ist die politische Macht des Bundeskanzlers indes begrenzt. Er muss seine Regierungsmehrheit im Auge haben. Muss er sich auf mehrere Parteien stützen, dann muss er neben der geschriebenen Koalitionsvereinbarung zugleich die Stabilität und die sich gelegentlich wandelnden politischen Auffassungen der Koalitionsparteien beachten. Dann redet bei der Umsetzung politischer Macht auf Bundesebene der Bundesrat, also die Vertretung der Länder mit ihren häufig anders ausgerichteten politischen Mehrheiten immer dann mit, wenn es um Geld und Finanzen geht oder wo unsere Verfassung sonst noch den Ländern auf Bundesebene Rechte einräumt. Für wichtige Fragen, z. B. bestimmte Personalentscheidungen oder Verfassungsänderungen im Rahmen des Zulässigen, braucht der Bundeskanzler sogar die Opposition im Bundestag, denn bisher hat kein Bundeskanzler selbst über eine Zweidrittelmehrheit verfügt. 

Darüber hinaus muss sich der Bundeskanzler ebenso wie jedes andere politische Organ unserer Republik selbstverständlich an die inhaltlichen Festlegungen des Grundgesetzes, an die Grundrechte und die übrigen Bestimmungen der Verfassung und der Gesetze halten. Darüber, dass er, aber auch die übrigen staatlichen Gewalten das tun, wachen die Gerichte und - für Grundrechtsverletzungen - das Karlsruher Bundesverfassungsgericht auf Antrag der Bürgerinnen und Bürger selbst, die sich in ihren Rechten verletzt fühlen, aber auch auf Antrag anderer Klageberechtigter, wie etwa eines Landes oder einer ausreichend großen Zahl von Abgeordneten des Bundestages. Der Einfluss der Gerichte zur Sicherung der Machtbegrenzung auf Initiative von Bürgerinnen und Bürgern besitzt, das wurde gerade jetzt durch das Kruzifix- Urteil wieder deutlich, auch erhebliche praktische Bedeutung. Das könnte auch bei den Medien so sein, die ja u. a. den Auftrag haben, durch Herstellung von Öffentlichkeit Machtkontrolle auszuüben. Man kann wohl sagen, dass das im Großen und Ganzen wohl noch funktioniert, wenn auch immer mehr von ihnen, aufgrund der zunehmenden Zahl von kommerziell betriebenen Medien und dem daraus folgendem Konkurrenzdruck mit ihrer Jagd nach immer neuen Sensationen dieser Aufgabe immer weniger nachkommen. 

Nehmen wir alles zusammen, so ergibt auch die Verfassungswirklichkeit vielfach gebundene politische Macht und erhebliche Einflußrechte der durch Wahlen bevollmächtigenden Bürgerinnen und Bürger. 

Unbegrenzte Macht und die damit verbundene Ohnmacht ist mir in meiner politischen Tätigkeit dennoch begegnet. 

Zwar nicht in Deutschland - hier kann die Arbeit in der Opposition zwar frustrieren, sie macht aber nicht ohnmächtig - wohl aber in anderen Ländern, mit deren Herrschaftssystemen ich hauptsächlich durch meinen politischen Arbeitsschwerpunkt mit Flüchtlingen, Minderheiten und politischen Gefangenen aus anderen Ländern in Berührung gekommen bin. 

Das erste Mal war das brutal und unvermittelt in den siebziger Jahren bei einem Besuch Chiles zu spüren, fünf Jahre nachdem General Pinochet mit amerikanischer Hilfe gegen den demokratisch gewählten Präsidenten Allende geputscht hatte. Im Chile jener Tage verschwanden politische Gegner zu tausenden. Folter, Mord, Vergewaltigung von Frauen und Entführung von Kindern durch Soldaten, Geheimpolizei und gedungene Mörder gehörte zum täglichen Terror des Regimes Pinochets. Viele der staatlich beauftragten Mörder und Folterer waren ebenso wie die Auftraggeber namentlich bekannt oder wären aufgrund von Zeugenaussagen zu ermitteln gewesen. Ich arbeitete damals mit Flüchtlings- und Bürgerrechtsorganisationen, u. a. dem Solidaritätsvikariat der katholischen Kirche Chiles zusammen und besuchte als Vorsitzende des Rechtsausschusses nicht nur den Justizminister, sondern auch den Präsidenten des obersten Gericht Chiles. Mir wird das Gespräch mit ihm, sein Name war Borquez, stets in Erinnerung bleiben: Nein, die Verfolgung dieser Mörder halte er nicht für seine Aufgabe, zwar liege das durchaus in der Zuständigkeit der chilenischen Justiz, aber es sei staatspolitisch jetzt nicht opportun - im übrigen sollten wir Deutsche uns nicht so haben, schließlich hätten auch wir in unserer jüngsten Geschichte keine weiße Weste, so sprach er. Der damalige Botschafter der Bundesrepublik in Chile meinte ebenfalls, wir deutschen Abgeordneten sollten uns lieber mit der mit Pinochet sympathisierenden deutsch- chilenischen Gemeinde befassen. Die Gegner Pinochets seien doch alles Kommunisten; Pinochet habe schon Recht, wenn er die verfolge. Uns blieb damals der Atem stehen; dieser Botschafter, der übrigens aus dem Apartheid - Südafrika nach Chile versetzt worden war, wurde nach unserem Besuch sehr schnell abberufen. 

Die zweite Begebenheit, sie bezieht sich auf das neue Südafrika, ist noch ganz frisch: Unser Gast, der südafrikanische Justizminister, früher ein indischer Bürgerrechtsanwalt des ANC, berichtete über die Versuche, mit Hilfe der neuen Wahrheits- und Versöhnungskomissionen, der Truth - and Reconciliation - Comitees, die schreckliche Apartheidsgeschichte und das Unrecht gegenüber der schwarzen Bevölkerung aufzuarbeiten, die Wahrheit ans Licht zu bringen, Verbrechen wo immer möglich zu sühnen, Wunden zu heilen, aber gleichzeitig das Land nicht in einen Taumel von Rache und Vergeltung abgleiten zu lassen, sondern den gemeinsamen Aufbau zu organisieren. Eine unglaublich anspruchsvolle und schwierige Aufgabe! Er schilderte ohne viel Aufhebens, wie er jetzt mit Verantwortlichen des alten Apartheidssystems zusammenarbeiten müsse, zum Teil an einem Tisch, von denen er ebenso wisse, wie jene selbst, dass sie vor ganz wenigen Jahren den Befehl zu seiner Ermordung unterzeichnet hätten. Sie hätten das innerhalb ihrer damaligen Zuständigkeit angeordnet; weil das so sei, könnten sie heute dafür nicht belangt werden. Dass der Befehl nicht vollzogen worden sei, sei reiner Zufall gewesen. Macht und Recht! 

Zurück zu politischer Macht und Ohnmacht in Deutschland: 

Die Bürgerinnen und Bürger bevollmächtigen, soweit sie wählen dürfen, politische Macht; sie können sich gegen Machtmissbrauch wehren und tun das auch durchaus erfolgreich, wie Tausende von Gerichtsverfahren und Petitionen, aber auch die hohe Zahl an Demonstrationen, regionalen oder lokalen Volksbegehren zeigen. 

"Soweit sie wählen dürfen“, diesen Vorbehalt habe ich mit Bedacht gemacht, ja machen müssen. Ich weise damit auf ein schmerzliches Problem hin, das die bundesrepublikanische Gesellschaft seit Jahren ungelöst vor sich herschiebt: Vor über 40 Jahren begann die damalige Bundesregierung zusammen mit der deutschen Wirtschaft, für die Bundesrepublik ausländische Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer anzuwerben. Die Eingewanderten leben jetzt mit ihren Familien hier, teilweise schon seit mehreren Generationen. Sie sind bekanntlich weitgehend integriert, zahlen Steuern, sogar den Solidarbeitrag für die deutsche Einheit, und befolgen unsere Gesetze. Dennoch haben sie als ausländische Staatsangehörige kein Recht, ihre aktiven Bürgerechte auszuüben, also zu wählen. Sie wissen, dass ich seit langem dafür werbe, endlich die nötigen Folgerungen aus dieser Einwanderung zu ziehen und ihnen die Einbürgerung zu erleichtern, die deutsche Staatsangehörigkeit nicht allein mit der Abstammung, sondern mit der Geburt in Deutschland zu verbinden und Doppelstaatsangehörigkeit hinzunehmen, wie das auch die meisten übrigen europäischen Länder längst tun. 

Auch diese Folgerungen haben damit zu tun Ohnmacht zu überwinden, fehlende Legitimierung politischer Macht durch die Machtunterworfenen selbst zu heilen. Wer hier in Deutschland dauerhaft lebt, wer unsere Gesetze befolgen und Steuern zahlen muss, muss teilhaben, muss wählen dürfen, muss in der Volksvertretung repräsentiert sein. Wer einer Gruppe das verweigert, höhlt den Grundsatz der Demokratie aus, das ist heute nicht anders als in der Zeit der "Boston Tea Party", und befördert die Ohnmacht der Betroffenen. 

Dass in der Bundesrepublik die Bürgerinnen und Bürger von vorhandenen Partizipationsrechten, Klagemöglichkeiten, Demonstrationen, Initiativen und Volksbegehren sehr eindrucksvoll Gebrauch machen, habe ich schon erwähnt. Das ist nicht nur in der Sache der Kruzifixe in Klassenzimmern deutlich geworden; gleichfalls in Bayern haben sie der übermächtigen Staatspartei CSU durch ein erfolgreiches Verfassungs-Volksbegehren klargemacht, dass sie erheblich mehr kommunale Fragen selbst entscheiden wollen, als ihnen bisher möglich war. 

Sogar auf der Ebene der Europäischen Union, wo die Durchsetzung von Menschenrechten, Demokratie und Kontrolle staatlicher Macht noch sehr im argen liegt und wo Zivilgesellschaft, intermediäre Gewalten und Öffentlichkeit sich bisher nicht entfalten konnten, hatte in diesem Jahr erstmals ein organisierter Bürgerprotest Erfolg: Zwar gelang das nicht gegen die von der französischen Regierung in arroganter Machtausübung angeordneten Atomtests auf Mururoa, obwohl die Proteste in Frankreich und ganz Europa stark waren. Der Shell-Konzern jedoch, der als global operierender Konzern national allein längst nicht mehr kontrolliert werden kann, wurde durch Proteste und Tankstellen-Boykotts in wichtigen Ländern der EU, darunter auch in Deutschland, in die Knie gezwungen. Er musste seine Pläne aufgeben, die aufgebrauchte Ölbohrinsel Brent Spar "zur Entsorgung" einfach in die Nordsee zu kippen. 

Es gibt also praktikable Möglichkeiten, sich zu wehren und gegen Machtmissbrauch erfolgreich vorzugehen. Eigentlich dürften sich die Bürgerinnen und Bürger deshalb bei uns nicht ohnmächtig fühlen. Dennoch ist das so! Und zwar in steigendem Maße: Die Klage über "Politikverdrossenheit" springt einem aus nahezu jedem politischen Zeitungsartikel, der etwas auf sich hält, in die Augen und der Begriff selbst ist vor zwei Jahren zum "Wort des Jahres" gekürt worden. 

Was damit gemeint ist, zeigen zunehmend aggressive Briefen enttäuschter Bürger und kluge Analysen von Politikwissenschaftlern gleichermaßen: Wut über falsche politische Entscheidungen, durch die man sich benachteiligt fühlt, über die Unfähigkeit der Politik, brennende Probleme zu lösen, aber auch das Gefühl, die Bürgerinnen und Bürger würden nicht genügend an den Entscheidungen selbst beteiligt: "Die in Bonn machen doch, was sie wollen. Wir werden nicht gefragt und haben nichts zu sagen!" hört und liest man immer wieder. Solche Sätze weisen auf Partizipationsdefizite und auf den Wunsch von immer mehr Menschen hin, nicht nur wählen, sondern auch auf die Entscheidung wichtiger Sachfragen mehr Einfluss nehmen zu können. 
Bedenklich ist sicherlich auch die Entwicklung, dass die Zahl der Nichtwähler kontinuierlich und schnell steigt: Immer mehr meinen offensichtlich, ihre Stimmabgabe oder die ganze Wahl hätte für ihr Leben keine Bedeutung, weil die Politik sich doch nicht ändere oder auch nichts zu sagen hätte. 

Fragen wir also, woher Frust und Kritik kommen. Fragen wir auch, ob alles neu und ernst zu nehmen ist, was hier sichtbar wird, denn es gibt ernsthafte Persönlichkeiten, die meinen, hier mische sich modische Wehleidigkeit und noch mehr billiges Gejammer mit ernsthaften Problemen; manche Bürgerinnen und Bürger hätten einfach nicht den notwendigen langen Atem, den man, Max Weber hat das unnachahmlich formuliert, zum Bohren der dicken Bretter der Politik eben brauche. Manche schließlich, so hat das der Theologe und ehemalige SPD- Fraktionsvorsitzende in der freigewählten Volkskammer der DDR, Richard Schröder, ausgedrückt, verwechselten Demokratie mit der Forderung: "Mein Wille geschehe und das schnell"! Dieses profunde Missverständnis von Demokratie müsse zwangsläufig zu Ohnmachtsgefühlen führen, sei aber nicht weiter ernst zunehmen. 

All das mag bei der Erklärung des steigenden Politikfrustes helfen, ich glaube jedoch nicht, dass das die ganze Wahrheit ist. Schließlich stoßen wir überall auf eindrucksvolles, überall ebenfalls zunehmendes Engagement in Bürgerinitiativen, Arbeitskreisen oder Projektgruppen, die sich um humanitäre, ökologische oder vielfältige soziale Belange kümmern. Überall da ist wenig von Verdrossenheit oder Ohnmachtsgefühlen zu spüren, im Gegenteil: Eigenarbeit, Verantwortungsbewusstsein und Engagement, Selbstorganisation und Partizipation werden dort mindestens ebenso groß geschrieben wie der Wunsch nach Selbstverwirklichung und schnell messbarem Erfolg. Frust und Ohnmachtsgefühle hingegen gibt es gegenüber staatlicher Politik, gegenüber Politikern und gegenüber dem traditionellen Politikbetrieb mit seinen in der Tat bisweilen ätzenden Erscheinungsformen. 

Gründe dafür gibt es genug: Unfähige, auch korrupte Politiker werden immer wieder von den Zeitungen kritisiert und das ist gut so. Es gibt heute sicherlich nicht mehr schlechte Politiker als früher, auch wenn ein neuer Typus in allen Parteien sichtbar an Boden gewinnt: Der gewandte, junge, vielseitig verwendbare, mit eigener Meinung nicht nachhaltig belastete und offenbar schon mit dunklem Anzug und stromlinig angepassten Ohren geborene männliche Aktenkofferträger, der offensichtlich zentral geklont wird, um dann, kaum aus dem Nest geworfen, gleichmäßig auf alle Parteien und Einflussbereiche verteilt zu werden. Frust gegen solche Politiker kann mit einfachen, aber unverändert wirksamen Mitteln überwunden werden: Solche Politiker einfach nicht wählen, muss die Devise heißen! 

Einen erheblichen Anteil an der steigenden Politikverdrossenheit führe ich, bitte schreiben Sie nicht zu viele meiner nachfolgenden Äußerungen zu schnell auf das Konto einer wütenden und frustrierten Oppositionspolitikerin, auf politische Fehler zurück. Viele davon wären vermeidbar gewesen: Die Diätenerhöhung, die ich für politisch falsch halte und - ebenso wie die üblichen jährlichen Erhöhungen für die übrigen Einkommensbezieher im Öffentlichen Dienst, im Journalismus und in der Privatwirtschaft ab dieser Gehaltsstufe - gerne eingefroren hätte. Wäre das gelungen, wäre jeder Appell der Politik zu Einsparungen, Umverteilung oder mehr Gerechtigkeit automatisch glaubhafter gewesen; heute führen die Einschnitte ins soziale Netz ebenso automatisch zur Stärkung des bekannten St. Florians-Denkens, gemischt mit Zynismus und Frustgefühlen. 

Noch mehr gravierende Fehler sind nach der Wiedervereinigung begangen worden. Auch die hätten nicht sein müssen: Die Verfolgung des falschen Prinzips "Rückgabe vor Entschädigung" beim DDR-Eigentum zähle ich ebenso dazu wie die gnadenlose Eliminierung auch der vernünftigen, sozial verträglichen und sachlich gegenüber denen der Bundesrepublik einfach besseren Teile von DDR-Gesetzen, DDR-Verwaltung und DDR-Organisation. All das führte und führt zu den Ohnmachtsgefühlen, die wir bei vielen ehemaligen DDR-Deutschen tagaus tagein erleben: Sie sind noch fremd in dem gemeinsamen Deutschland, in das sie doch so gerne hinein wollten; sie haben sich das alles anders vorgestellt, als es entsprechend dem geistigen Karo und dem ideologischen Credo der die Einigungsverhandlungen dominierenden West-Politiker der CDU/CSU/FDP - Mehrheit gestaltet wurde: Die haben alles nach der Devise der Eingliederung des Gebiets der deutschen Reichsbahn in das Gebiet der deutschen Bundesbahn betrieben, haben die organisierte öffentliche Diskussion in einem Verfassungsrat zur Fortentwicklung unseres Grundgesetzes zu einer neuen gesamtdeutschen Verfassung torpediert, die Bestätigung der alten Grundwerte blockiert und die Aufnahme weiterer, wie etwa der Gewährleistung von Arbeit, Wohnung und Bildung oder von weiteren Mitbestimmungsrechten auf Bundesebene verweigert. Nichts davon war politisch durchsetzbar! möglich. Alles sollte so bleiben, wie es war! Und das hat Ohnmacht verstärkt, Frust vergrößert, Widerwillen und Wut gegen die immobile Politik und die sie betreibenden Politiker gesteigert! 

Alles das erklärt jedoch die gegenwärtige Entwicklung immer noch nicht vollständig. Ich sehe vielmehr zwei weitere Besonderheiten: Zum Einen hat Politik heute immer mehr mit einem neuen Typ von Entscheidungen zu tun und reagiert darauf irrational, anstelle das offen anzusprechen und sie nach den Leitprinzipien unserer Verfassung anzugehen; zum zweiten öffnet sich die Schere zwischen der Reichweite der an Grundwerte gebundenen, mitbestimmten und kontrollierten nationalen politischen Macht und der unseren Alltag immer stärker bestimmenden Macht ökonomischer Giganten und internationalisierter bzw. globalisierte Märkte immer weiter. Auch darauf hat Politik noch keine rationale Antwort gefunden, auch das steigert deshalb die Ohnmachtsgefühle der Bürger immer mehr. 

Zum ersten Punkt: Sie werden sich erinnern, dass ich am Anfang meiner Ausführungen auch den Gesellschaftsvertrag, jenes Grundkonstrukt der Aufklärung angesprochen habe. Er prägt mit seiner Konzeption von Legitimierung politischer Macht und Volkssouveränität unser Demokratieverständnis. Danach kann sich die Minderheit einer ordnungsgemäß zustande gekommenen Mehrheitsentscheidung trotz ihrer abweichenden inhaltlichen Auffassung gefahrlos beugen, weil sie selbst ja auch die Chance hatte und wieder haben wird, Mehrheit zu werden und dann getroffene Entscheidungen zu korrigieren oder rückgängig zu machen. Bei immer zahlreicheren Entscheidungen heute funktioniert das jedoch nicht mehr: Der Ressourcenverbrauch ist unwiderruflich, die Folgen von Genmanipulationen am menschlichen Erbgut können weder berechnet, noch verantwortet werden, die Entscheidung für die Plutoniumwirtschaft wäre bei der vorgegebenen physikalischen Halbwertzeit von 24 300 Jahren erst in hunderttausenden von Jahren wieder vollständig korrigierbar, die in Gang gesetzten Klimaveränderungen dürften in wenigen Jahrzehnten überhaupt nicht mehr zu beeinflussen sein. Zu Beginn des demokratischen Zeitalters, kurz nach der Gründung der USA hat die Frage nach dem Umgang mit Entscheidungen, deren Folgen nicht nur die jetzt lebenden Bürgerinnen und Bürger, sondern auch künftige Generationen treffen, lebhafte Diskussionen über deren Demokratieverträglichkeit ausgelöst. Besonders Hamilton und Jefferson stritten darüber, ob eine gewählte Regierung oder ein Kongress so hohe Schulden aufnehmen dürfe, die erst durch kommende Generationen abgedeckt werden könnten - schließlich hätten die Kinder und Enkel ja nicht an der Legitimation der Macht der Entscheidenden beteiligt sein können. 

Das ist heute keine große Frage mehr; heute wird die Legitimierung politischer Macht und die Korrigierbarkeit absolut wirkender Folgen von Entscheidungen in den erwähnten Bereichen unterlaufen. 

Was tun? Ich habe der Politik von heute vorgeworfen, sie verhalte sich solchen Problemen gegenüber irrational. Politik heute leugnet weitgehend, dass solche Fragen nach einer ersten Entscheidung jede weitere unmöglich machen, tut so, als wäre jede Entscheidung, die technisch möglich ist und kurzfristigen Gewinn verspricht, problemfreier Fortschritt und deshalb wünschenswert, anstelle Risiken, ebenso wie ökonomische Gewinnerwartungen und mögliche Folgen so offen wie möglich anzusprechen und so ehrlich wie möglich abzuschätzen. Dass die endgültigen Entscheidungen dann in einem offenen Diskurs mit den Bürgerinnen und Bürgern gemeinsam an den verbindlich und für alle geltenden Grundwerte gemessen werden müssen, kommt hinzu. Freilich müsste das auch bedeuten, einen Teil solcher Entscheidungen bis zum Vorliegen besserer Kenntnisse zu verschieben oder andere bewusst abzulehnen - nur das würde Angst und Ohnmachtsgefühle wirklich verhindern. Weil zu viele Politiker heute genau davor zurückschrecken und Mahnungen, etwa des Philosophen Hans Jonas zur Verantwortung, lieber in den Bereich der für Politiker unbeachtlichen Gesinnungsethik rücken, gerät der traditionelle Politikbetrieb immer stärker in die Gefahr, immer stärker die kurzfristigen und immer kurzatmigeren Gewinninteressen von Unternehmen im Auge und die langfristigen und nachhaltigen vitalen Interessen der Menschen längst aus dem Auge verloren zu haben. 

Zur zweiten Entwicklung: Die Sicherung von Arbeitsplätzen gehört für viele Bürgerinnen und Bürger heute ebenso wie ein gewisses Minimum an sozialer Sicherheit und persönlicher Freiheit zu den Gründen, weshalb sie den Staat, seine Gesetze und Lasten überhaupt akzeptieren und sich in ihm zuhause fühlen. Zu den herkömmlichen Grundfreiheiten ist also auch die soziale Sicherung als wesentliches Element des Gesellschaftsvertrags hinzugekommen. In der sozialen Marktwirtschaft, dem Erfolgsmodell der Bundesrepublik nach dem 2. Weltkrieg, garantiert das unsere Grundordnung auch nahezu mit Verfassungsrang. Ralf Dahrendorf hat unter Hinweis auf Harold James in diesem Zusammenhang sogar von einer Identitätsfrage der Deutschen mit ihrer Demokratie gesprochen. Das alles erklärt manches, denn heute kann der nationale Staat gerade diese soziale Sicherung längst nicht mehr autonom garantieren. 

Die Öffnung der Grenzen durch die Schaffung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, jetzt der Europäischen Union, und dann nach 1989 auch nach Osten, ist bisher eine sehr einseitige Sache geblieben: 

Sie funktioniert für Güter, Produkte, Dienstleistungen und Finanzmärkte. Technik, grenzübergreifende Kooperation und die Öffnung der Märkte durch die Regeln des europäischen Binnenmarktes und die GATT- Vereinbarungen über den freien Welthandel in immer größeren Bereichen haben das möglich gemacht. Freilich folgten allen diesen Öffnungen und Freihandelsbestimmungen nicht die Vereinbarung gemeinsamer Werte, Prinzipien und Standards, noch die Schaffung von wenigstens mit staatsähnlichen Durchsetzungskompetenzen ausgestatteten Institutionen, die ihrerseits wieder durch die Betroffenen legitimiert und kontrolliert würden. 

In Europa sehen wir derzeit jeden Tag, wohin das führt: Zu weniger Arbeitsplätzen auch in Deutschland durch Konkurrenzdruck aus Europa und darüber hinaus, zu Lohndumping auch in Deutschland, dessen alleiniger Grund in der Unabgestimmtheit der sozialen Sicherungssysteme und Grundprinzipien liegt gleichzeitig zu steigenden Gewinnen großer, global operierender Konzerne bei wachsender Arbeitslosigkeit und wachsender Neigung dieser Unternehmen, die ihnen bisher national auferlegten Verantwortlichkeiten, z. B. zur Ausbildung junger Leute, Beschäftigung Behinderter oder Übernahme sozialer Lasten als "standortfeindlich" und "wirtschaftsschädlich" zu denunzieren und sich - notfalls durch einen leicht möglichen Sprung über nationale Grenzen - daraus zurückzuziehen. 

Auch in diesen Fragen reagiert der überkommene Politikbetrieb hektisch und gleichzeitig hilflos: Er beugt sich Erpressungen der großen "global players", verlagert Belastungen auf die Schultern der lokal weniger mobilen Mittelständler und Arbeitnehmer, die schon deshalb immer frustrierter reagieren, gibt im Zweifel vernünftige und notwendige Umweltstandards preis, schwächt die Forderung nach Einbeziehung Behinderter ab, stellt die Gleichberechtigung von Mann und Frau und die Förderung der Familie zurück, schneidet tief ein in das, für eine stabile Wirtschaft ebenso wie für eine sozial einigermaßen gerechte Gesellschaft nötige, soziale Netz und schafft es trotzdem nicht, die in Politik gesetzten Sicherungserwartungen einigermaßen zu erfüllen. Auch hier sind Frust und Ohnmacht die absehbare und leicht verständliche Folge. 

Notwendig ist auch hier die Veränderung der heute üblichen Politik: Glaubwürdig, vertrauenschaffend und Ohnmacht verdrängend wird Politik erst dann wieder, wenn sie klar sagt, dass nicht nur offene Grenzen für Produkte, Güter und Dienstleistungen und globalisierte Märkte erforderlich sind, sondern dass im zeitlichen Gleichklang damit auch die Internationalisierung gemeinsamer Werte und Prinzipien erfolgen muss. Die Aktionen gegen den Shell-Konzern waren, wie schon erwähnt, nicht nur ein Erfolg für Greenpeace, sondern für die europäische Zivilgesellschaft und die Verankerung von Umweltstandards in ihr. Allzu viele derartige Erfolge freilich gibt es noch nicht. Wie wenig die nationalen politischen Institutionen oder auch unsere nationale Zivilgesellschaft auf internationale Wertekonflikte vorbereitet sind, wie wenig die internationale Zivilgesellschaft ausgebildet ist, zeigt sich immer wieder an den Diskussionen über die vermeintlich notwendige staatliche Zensur im Internet oder - ernsthafter - an den außerordentlich großen Unterschieden etwa zwischen China und Europa in der Beurteilung des Umfangs und der Bedeutung der Menschenrechte. 

Wie wenig die europäischen Institutionen den Hass und das schreckliche Morden im ehemaligen Jugoslawien verhindern oder schnell zu beenden vermochten, sehen wir seit nunmehr fünf Jahren. All das trägt ohne Zweifel viel zu den wachsenden Ohnmachtsgefühlen bei. 

Schwerpunkte auch unserer nationalen Politik muss deshalb die Ausweitung gemeinsamer Werte und Institutionen sein. Gelingt das nicht, ist das Anwachsen von Ohnmacht ganz zwangsläufig die Folge bei immer mehr Bürgern. Ich denke auch, dass Politik mit diesen Schwerpunkten möglich ist. Sie kann bei uns, muss in unserem Land anfangen: Die Politik der Bundesregierung, die ökonomische Stellung der deutschen Wirtschaft hat ja auch international Gewicht. Beide gehören in weiten Bereichen nicht zu den Getriebenen, sondern zu den Profiteuren und Gestaltern der internationalen Politik und der Globalisierung der Märkte. Wenn Politik in Deutschland bis heute ihre Gestaltungschancen nicht erkennt und nicht wahrnimmt, so liegt das mehr an der ideologischen Blindheit der maßgeblichen Politiker als am Defizit an Gestaltungschancen: Solange Bonner Politiker den Eindruck haben oder erwecken, der Kampf gegen die Sozialstaatlichkeit, gegen das Sozialstaatsprinzip, der sich weltweit nach der Implosion der sozialistischen Staaten breitmachte, entspreche ihrer Auffassung von PolPolitik oder wirtschaftlicher Modernität, solange Politik oder gar von wirtschaftlicher Modernität, solange werden Gestaltungschancen verspielt, solange wird unsere nationale Politik in irrationaler Machtlosigkeit verharren, solange wird Ohnmacht der Bürgerinnen und Bürger immer stärker werden. 

Sie sehen, ich plädiere für die Rückgewinnung des Handlungsraums für Politik. Zunächst für nationale Politik, die an Grundwerten orientiert, mitbestimmt und kontrolliert ist. Sie wird verantwortlich gemacht, außerdem gibt es bisher keine andere. Ich plädiere für die Erneuerung des Gesellschaftsvertrags bei uns durch klare Betonung der gemeinsamen, der verbindlichen Werte. Ich halte viel von der Forderung z. B. von Friedhelm Hengsbach, den Gesellschaftsvertrag zu erneuern und ihn gleichzeitig durch neue Elemente zu erweitern: Einbezogen werden müssen neben den Betroffenen selbst die machtausübenden Vertreter globaler Konzerne und Banken, sowie die Vertreter der Interessen künftiger Generationen und jener Menschen, die getroffenen Entscheidungen ebenso hilflos ausgesetzt sind, wie es die Arbeitnehmer bei uns zunehmend durch Entscheidungen global operierender Konzerne sind. Alle diese Betroffenen müssen, an Grundwerten orientiert, zu Verantwortung verpflichtet werden, mit ihren Entscheidungen im Inland ebenso wie mit ihren Entscheidungen, die über die Grenzen hinaus Menschen, Märkte, Standards, Werte und Institutionen betreffen. 

Ein anspruchsvolles Programm, gewiss. Aber nur so kann politischer Ohnmacht auf Dauer in unserer Zeit wirksam begegnet werden. 

Ohnmacht in der Politik, dieses Stichwort bringt mich noch zu einem letzten Aspekt, den ich Ihnen vortragen wollte: Zur Antwort auf die Frage nämlich, in welchen Punkten ich ganz persönlich bei meiner politischen Arbeit Macht und Ohnmacht erfahren habe. Ich arbeite ja seit mehr als 20 Jahren beruflich und meist mit Lust in der Politik, auch wenn ich oder vielleicht auch, weil ich als nebenamtliche Rechtsanwältin und Politikwissenschaftlerin manchen anderen Aspekt mit einbeziehe. 

Ganz so selbstverständlich, wie das klingt, ist die Lust an der Politik freilich nicht immer. Nicht nur, weil, wie schon erwähnt, jedes Amt und jede Funktion von Wahl und Wiederwahl abhängen, aber auch deshalb: Unter meinen erwähnten Kandidaturen waren ja nicht nur ehrenvolle, sondern auch durchaus existentiell wichtige. Es gibt bekanntlich erfolgreiche Wahlen, in wenigen Tagen steht meine Wiederwahl als stellvertretende Parteivorsitzende der SPD an, sondern auch schmerzliche Niederlagen. Ich selbst bin 3 oder 4 mal nicht gewählt worden, zwei dieser Niederlagen habe ich als außerordentlich belastend, als richtig schlimm erlebt: Sie kennen beide, denn wichtige Niederlagen in Wahlen sind ja viel öffentlicher als wichtige Erfolge: Das eine Mal bin ich nach erfolgreichem ersten Wahlgang im zweiten um wenige Stimmen in der Wahl zum Fraktionsvorsitz unterlegen. Die zweite negative Erfahrung war noch nicht einmal eine Wahl, sondern die - ebenfalls außerordentlich öffentliche - Blockade der CDU/CSU gegen meine Nominierung als Kandidatin für das Bundesverfassungsgericht. Auch das war außerordentlich schmerzlich. 

Natürlich gibt es auch Erfolge, hervorragende Stimmergebnisse beispielsweise in der Bundestagswahl, Vertrauen, das sich in vielen Briefen niederschlägt und vieles mehr. Die Problem, mit Niederlagen persönlich umgehen, bleibt dennoch, denn Demokratie und Abhängigkeit von Wahlen vernunftmäßig zu bejahen und Niederlagen menschlich zu akzeptieren, das können bekanntlich durchaus zwei Paar Stiefel sein. Erhard Eppler hat vor einem Jahr vor Ihrem Kongress auch darüber gesprochen. Er hat - gerade bei Politikern - berufliche Unabhängigkeit und Distanz zum eigenen Ego angemahnt, sowie dazu geraten, Wunden vernarben zu lassen, weil sie sonst auf Dauer eitern. Er hat sicher recht mit seiner Empfehlung. Nur einfach zu befolgen ist sie nicht, das weiß ich aus eigener Erfahrung. Es muss ja nicht nur persönliche Eitelkeit überwunden werden, die bei Politikerinnen meist, bei männlichen Politikern immer im Spiele ist. Hier will vielmehr das eigene Engagement verarbeitet sein, das auf ein bestimmtes Ziel gerichtet war und nach einer schmerzlichen Niederlage plötzlich leer zu laufen scheint. Man hat ja aus der Überzeugung heraus kandidiert, man sei genau für die angestrebte Funktion gut, wahrscheinlich sogar die Beste. Ohne diese Überzeugung ist einerseits der politische Stress und Frust auf Dauer nicht durchzuhalten - und sie trifft andererseits manchmal auch inhaltlich zu. In Niederlagen fallen dann die hämischen Bemerkungen von Konkurrenten, Neidern, an Fakten oder Exaktheit unbekümmert uninteressierten Journalisten und öffentlichen Besserwissern gegen alle vernünftigen, liebevollen und gerechten Bewertungen besonders schmerzlich ins Gewicht, weil zumindest ich in einer solchen Lage dazu tendiere, auch alles Unverdiente doppelt persönlich zu nehmen. Das will dann mit verarbeitet sein, wenn Wunden nicht eitern sollen. Und das fällt nicht immer leicht. Dennoch ist der Ratschlag zu Distanz meiner Erfahrung nach richtig. Wenns geht, sollte auch ein gewisses Maß an Humor nicht fehlen. Und auch nicht Ehrlichkeit bei der Einschätzung bisheriger persönlicher Erfolge: Auch die könnten ja, wenigstens zum Teil, nicht immer nur gerecht oder verdient gewesen sein. Wie auch immer, mir helfen solche Überlegungen durch Problemzeiten und Situationen, in denen ich mich sehr schlecht und außerordentlich ungerecht behandelt fühle! 

Viel schwerer fällt mir die Verarbeitung anderer, sachbezogener Ohnmachtserlebnisse, also von solchen Niederlagen, die nicht meine eigene Stellung oder Macht betreffen, sondern häufig ganz unmittelbar das Schicksal anderer Menschen, für die ich mich einsetze, deren Lage durch falsche Entscheidungen schlimmer, ja ausweglos wird. Oder denen geholfen werden könnte, wenn die Regierungsmehrheit in Bonn nur ihre Trägheit oder ideologische Verbohrtheit aufgeben würde. Sie sehen, meine Damen und Herren, ich formuliere jetzt sehr drastisch, aber mir fällt nichts anderes mehr ein, wenn ich an die vielen vergewaltigten und geschlagenen Frauen denke, die häufig genug mit ihren Kindern mühsam und in jeder Hinsicht beengt in Frauenhäusern leben müssen, während wir bei unseren immer neuen Vorstößen im Bundestag immer wieder auf das gleiche dumme Geschwätz stoßen, mit der unglaublich ungerechten Wohnungszuweisung sei das gut, wie es heute sei, obwohl der Schläger in der Familienwohnung bleibt und die Geschlagene ins Frauenhaus muss. 

Oder wenn hartnäckig blockiert wird, Vergewaltigung mit und ohne Trauschein strafrechtlich gleich zu sanktionieren! 

Da kommt schon Frust auf. 

Und weil ich heute schon einmal über Flüchtlinge geredet habe, will ich Ihnen noch einen ganz aktuellen Fall vortragen: Ich meine den jener 7 Sudanesen in Abschiebehaft am Frankfurter Flughafen, um die ich mich in diesem Sommer kümmern musste und über die der "Stern" aus billiger Auflagenhascherei leider wenig korrekt, in vielen Punkten sogar unmöglich und vorwerfbar berichtet und damit die unmenschliche Flüchtlingspolitik von Bundesinnenminister Kanther unterstützt hat. 

Es steht fest, dass der Sudan zu den übelsten menschenrechtsverletzenden Regimen fundamentalistischer Prägung im mittleren Osten gehört. 

Es steht fest, dass die sudanesische Opposition, von denen es übrigens mehrere konkurrierende Gruppen gibt, die sich nicht grün sind und dem verantwortlichen Sensationsreporter des Stern das Leben zusätzlich leicht gemacht haben, im Inland von dem Militärregime schrecklich verfolgt werden. 

Es steht weiter fest, dass die Bundesregierung die staatliche Entwicklungshilfe an den Sudan gestrichen hat und dass der für die Abschiebung von Flüchtlingen am Frankfurter Flughafen zuständige Bundesinnenminister Kanther den um Menschenrechte und Flüchtlingsschutz bemühten Kirchen schriftlich zugesagt hatte, bei der Suche eines anderen Ausreiselandes für die sieben Sudanesen behilflich zu sein. 

Fest steht auch, dass an jenem interessanten Tag, als in Karlsruhe das Bundesverfassungsgericht zusammentrat, um über eine Verlängerung des Rechtsschutzes zu beraten, die 7 Sudanesen schon vor Beginn der Sitzung in die Linienmaschine der Lufthansa nach Khartum gebracht wurden. Und es steht fest, dass die sich dann, nachdem die notwendige Mehrheit an Richtern in Karlsruhe für die Verlängerung des Rechtsschutzes nicht zustandegekommen war, mit Händen und Füssen dagegen gewehrt haben, sich nach Khartum ausfliegen zu lassen, worauf der zuständige Lufthansa-Kapitän sich geweigert hat, sie mitzunehmen. Das kann er und das muss er auch können. 

Feststeht schließlich auch, dass anschließend Minister, Bischöfe und auch ich versucht haben, den Bundesinnenminister zu einer anderen Entscheidung als der zu veranlassen, die er dann getroffen hat. Bundesinnenminister Kanther war rechtlich nicht zu einer anderen Haltung verpflichtet; aus menschlichen und christlichen Gründen hätte er jedoch anders handeln müssen: Er hätte die erbetenen 24 Stunden zuwarten können, um eine mögliche Zusage aus Eritrea abzuwarten, die am gleichen Tag aufgrund des hohen koptischen Feiertages dort nicht eingeholt werden konnte. Das hat er nicht gewollt. Obwohl bezahlte Flugtickets nach Eritrea vorlagen, hat er mit dem ihm zu Gebote stehenden Griff in die Steuerkasse für 50.000 DM eine Chartergesellschaft beauftragt, die Sudanesen am gleichen Abend auszufliegen. Seine Begründung, so verfahre er mit Leuten, die es wagten, sich gegen seine Ausweisung zu wehren, ist genauso Gegenstand meiner Vorwürfe wie sein übriges skandalöses Verhalten. Diese Begründung war unmenschlich, Kanthers Verhalten war unmenschlich, beides leider nicht illegal. Aber es hat niemand der Beteiligten getröstet, dass dieser Mann sich im Rahmen seiner Kompetenz bewegt hat. Wir haben es als Ohnmachtserlebnis empfunden, dass es nicht möglich war, neben Zuständigkeit auch Menschlichkeit und Anstand als Teil unserer Politik gegenüber Flüchtlingen durchzusetzen. 

Wie geht man nun mit solchen - leider derzeit nicht seltenen - Ohnmachtserlebnissen um? Sicherlich wird da durch Bemühen um persönliche Distanz nichts besser. Hier müssen vielmehr neue Mittel zur Verhinderung unmenschlicher, wenn auch legaler Entscheidungen gefunden werden, Mittel, die durch mehr Zielgenauigkeit und mehr Unterstützung in der Öffentlichkeit wirksamer gegen unverantwortliche Politiker eingesetzt werden können. Auf jeden Fall müssen solche politischen Fragen weiterverfolgt werden, wenn auch das Eintreten für Flüchtlingen nicht zu den Rezepten für Erfolge in der Politik gehören: Sie sehen das an der täglichen Diskussion; auch der nächste Flüchtling ist mittlerweile wieder, und diesmal auch noch eindeutig illegal, in den Sudan abgeschoben worden und Bundesinnenminister Kanther findet offensichtlich auch nichts Schlimmes dabei, ein sechs Jahre altes Mädchen ohne Familie im Frankfurter Flughafenbereich festzuhalten. 

Mehr und breiteres Engagement, mehr aktives bürgerschaftliches Denken und eine Verzahnung von Politik und Verantwortung begreifenden und ergreifenden Staatsbürgern sind hier gefragt. 

Wie lauteten die Worte von Gräfin Dönhoff über Macht, Werte und Gemeinschaft, aus denen ich eingangs zitiert habe? 

"Macht muss sein, gerade auch in einer Demokratie", so hat sie geschrieben. " Macht ist erforderlich um zu gestalten, aber Macht ist nur erträglich, wenn sie durch ethische Grundsätze im Zaum gehalten, kontrolliert und kompensiert wird. 
Ohne einen ethischen Minimalkonsens kann eine Gesellschaft überhaupt nicht überleben. Sie zerbröselt, sie zerbricht." Dann fährt sie fort und auch hier gebe ich ihr Recht, "es muss doch möglich sein in einer Demokratie, in einer säkularisierten oder nichtsäkularisierten Welt sich auf ethische Normen zu verständigen und sie durchzusetzen."

